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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der 2012 eingereichten Standesinitiative „Prostitution ist nicht sittenwidrig“
forderte der Kanton Bern den Bund auf, Verträge zur Erbringung einer sexuellen
Handlung gegen Entgelt durch eine entsprechende Gesetzesbestimmung als
rechtsgültig zu erklären. Dadurch soll sowohl der Rechtsschutz der betroffenen
Personen gestärkt als auch ein Beitrag zur Bekämpfung des Menschenhandels geleistet
werden. Die Rechtskommissionen beider Räte hatten der Initiative 2013 Folge gegeben.
Im September 2015 verlängerte der Ständerat auf Antrag seiner Kommission die Frist für
die Ausarbeitung eines Erlassentwurfs bis zur Wintersession 2017. Die Kommission
wollte ihre Arbeit am Erlassentwurf nicht fortsetzen, bevor sie vom Bericht des
Bundesrates  über die Problematik von Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung (in Erfüllung diverser Postulate) Kenntnis haben werde.

Im Januar 2016 befasste sich die RK-SR erneut mit dem Berner Anliegen und beantragte
ihrem Rat, die Standesinitiative abzuschreiben. In der Argumentation stützte sie sich
auf einen Entscheid des Bezirksgerichts Horgen vom 9. Juli 2013, in welchem das
Gericht entschied, die Sittenwidrigkeit gemäss Artikel 20 OR könne bei der Forderung
einer Prostituierten gegenüber ihrem Freier heute nicht mehr bejaht werden. Die
Kommission sah darin die Bestätigung, dass das Anliegen der Standesinitiative in der
heutigen Rechtsprechung umgesetzt werde und eine gesetzliche Festschreibung
deshalb nicht notwendig sei. Ausserdem könnten durch die gesetzliche Normierung des
Konstruktes „Prostitution“ neue Lücken und Rechtsunsicherheiten hinsichtlich der
Vertragsauslegung entstehen, womit der effektive Nutzen für die Prostituierten in Frage
gestellt würde. Der Ständerat und später auch der Nationalrat folgten dieser
Argumentation und schrieben die Standesinitiative ab. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2016
KARIN FRICK

Grundrechte

Eine Standesinitiative des Kantons Aargau, die das Tragen von Kleidungsstücken, welche
das Gesicht ganz oder hauptsächlich verhüllen, im öffentlichen Raum unter Strafe
stellen will, war zuvor noch in der kleinen Kammer abgelehnt worden. Der Ständerat
argumentierte, dass die Wahrung der öffentlichen Sicherheit bei lokalen Anlässen in
den Zuständigkeitsbereich der Kantone falle und dementsprechend einem nationalen
Vermummungsverbot eine Änderung der Bundesverfassung vorausgehen müsste. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
NADJA ACKERMANN

Die Annahme der Volksinitiative „Gegen den Bau von Minaretten“ im November 2009
gab Anlass zu zwei Vorstössen. Zum einen reichte der Kanton Basel-Stadt eine
Standesinitiative ein, welche eine Revision von Artikel 72 der Bundesverfassung fordert.
Dieser soll insbesondere das Verhältnis zwischen den Kirchen, anderen
Religionsgemeinschaften und dem Staat umfassender und verbindlicher regeln, aber
auch die Religionsfreiheit bezüglich der Errichtung religiöser Bauten ausformulieren.
Zum anderen reichte der Nationalrat Donzé (evp, BE) im selben Monat eine
parlamentarische Initiative ein, die eine Überprüfung der Artikel 15 und 72 der
Bundesverfassung forderte. Der Nationalrat hat im Frühjahr die Standesinitiative mit
108 zu 40 Stimmen und die parlamentarische Initiative mit 117 zu 29 Stimmen
verworfen. Breitere Unterstützung fanden die Vorstösse nur in der CVP-EVP-Fraktion.
Im Sommer gab auch der Ständerat der Standesinitiative keine Folge und folgte damit
dem Antrag seiner Kommission, die die bestehende Regelung in der Bundesverfassung
als genügend erachtet. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2012
NADJA ACKERMANN
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Eine Konkretisierung des Rechtsgleichheitsartikels der Bundesverfassung forderte auch
eine Standesinitiative des Kantons Basel-Landschaft. Durch eine Ergänzung des
Strafgesetzbuches soll die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung mit
Geldstrafen oder mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jahren bestraft werden
können. Der Ständerat gab der Initiative aus Zweifel an ihrer Notwendigkeit keine
Folge. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN

Ebenfalls keine Folge gegeben wurde der Standesinitiative des Kantons Aargau, die das
Verhüllen des Gesichts im öffentlichen Raum, abgesehen von Ausnahmen wie der
Fasnacht, verbieten will. In der Herbstsession folgte der Nationalrat dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit und gab der Initiative mit 93 zu 87 Stimmen keine Folge. Die
Stimmen der Befürworter stammten aus der BDP-, SVP- und einer Mehrheit der CE-
Fraktion. Die Hauptargumente der Gegner waren die Unverhältnismässigkeit der
Regelung, die negativen Signale an Burka tragende Touristinnen sowie dass ein solches
Gesetz einen Eingriff in die verfassungsmässigen Zuständigkeiten der Kantone
darstellen würde. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.09.2012
NADJA ACKERMANN

Die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung wird nicht als Straftatbestand
aufgenommen. Einer entsprechenden Standesinitiative des Kantons Basel-Land wurde
2014 auch vom Nationalrat keine Folge gegeben, da kein Handlungsbedarf ausgemacht
wurde. Die Befürworter eines dem Rassendiskriminierungsverbot analogen, explizit
strafrechtlichen Verbots der Diskriminierung von Behinderten unterlagen mit 45 zu 121
Stimmen bei 15 Enthaltungen. Der Vorstoss war durch eine kritisierte Plakatkampagne
des Bundesamtes für Sozialversicherungen Ende 2009 ausgelöst worden. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 02.06.2014
NADJA ACKERMANN

Mit einer Standesinitiative verlangte der Kanton Genf, dass das Verbot der
Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung ausdrücklich in der
Bundesverfassung und im Strafgesetzbuch verankert wird. Als Erstrat gab der Ständerat
in der Herbstsession 2014 der Initiative keine Folge. Er folgte damit dem Antrag seiner
Kommissionsmehrheit, die in dieser Sache keinen Handlungsbedarf sah, da die
«Lebensform» bereits explizit als Diskriminierungsgrund genannt sei. Die Mehrheit der
Rechtskommission des Nationalrats war in diesem Punkt jedoch anderer Ansicht und
argumentierte, dass Homosexualität nicht nur die Lebensform betreffe, sondern auch
die Identität einer Person. Der bestehende Schutz sei daher nicht ausreichend. Der
Nationalrat gab der Initiative mit 102 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen Folge und gab
das Geschäft damit zurück an den Ständerat. Dieser hielt mit gleichbleibender
Begründung an seiner Entscheidung fest und liess das Begehren somit scheitern. Die
Aufnahme der Diskriminierung aufgrund der sexuellen Orientierung in die
Rassismusstrafnorm sei zudem auch Gegenstand einer parlamentarischen Initiative
Reynard (sp, VS). 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.06.2015
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Die Einsichtsgewährung in die Karteikarten der Bundesanwaltschaft konnte im
Berichtsjahr nahezu abgeschlossen werden. In einer abschliessenden Bilanz gab der auf
Ende Jahr zurücktretende Fichendelegierte Walter Gut bekannt, dass im Verlauf der
letzten 50 Jahre für 728'000 Personen und 26'600 Firmen oder Organisationen Fichen
angelegt worden seien. 142'000 davon betrafen Schweizer und Schweizerinnen, wobei
knapp die Hälfte aus den Jahren zwischen 1980 und 1990 stammten. Von den rund
300'000 Personen, welche Einsicht in allfällig über sie angelegte Fichen verlangt hatten,
waren 38'700 registriert gewesen. Die Kosten des Einsichtsverfahrens beliefen sich auf
rund 10 Mio Fr.

Als nächsten Schritt sah die Verordnung über die Behandlung von Staatsschutzakten
(VBS) vom 5.3.1990 vor, den Interessierten Einsicht in die sie betreffenden Dossiers zu
gewähren. Eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe hatte freilich errechnet, dass die
Gewährung dieses Einsichtsrechts Kosten von rund 111 Mio Fr. verursachen würde. In
Erfüllung eines 1990 vom Ständerat überwiesenen Postulats Hunziker (fdp, AG)
beantragte der Bundesrat Ende Oktober dem Parlament, dieses Verfahren mit einem
Bundesbeschluss abzukürzen; die VBS will er nach Abschluss des
Ficheneinsichtsverfahrens aufheben. Dieser Bundesbeschluss sieht vor, dass den rund
30'000 fichierten Personen, welche bis zum 1. April 1990 ein Gesuch um Einsicht in ihre

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.1991
HANS HIRTER
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Dossiers gestellt hatten, diese nur dann zugänglich gemacht werden sollen, wenn sie
"wesentlich mehr Informationen enthalten als die Einträge auf ihrer Fiche". In
Erweiterung der Bestimmungen der VBS soll aber auch Personen Einsicht gewährt
werden, die vor dem 1. April kein Gesuch gestellt hatten, aber glaubhaft machen
können, dass ihnen aus den in den Dossiers enthaltenen Informationen Schaden
erwachsen ist. 8

Der Kanton Tessin forderte mit einer im September 2015 eingereichten
Standesinitiative (Kt.Iv. 15.320), dass von EU-Bürgerinnen und -Bürgern, die eine
Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, ein Strafregisterauszug
eingefordert werden kann. Die Schweiz soll in solchen Fällen wieder systematisch und
von Amtes wegen sowie ohne nähere Begründung Informationen über allfällige
Vorstrafen beim Herkunftsland oder bei Drittstaaten einholen dürfen. Mit einer
zweiten, gleichzeitig eingereichten Standesinitiative (Kt.Iv. 15.321) wollte der Grosse Rat
des Kantons Tessin darüber hinaus sicherstellen, dass in diesem Rahmen auch über
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer diskutiert wird. Anhand schwerer
Straftaten, argumentierte der Tessiner Grosse Rat, zeige sich die Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit, die von der Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne
Überprüfung der antragstellenden Person – und damit letztlich von den bilateralen
Personenfreizügigkeitsabkommen – ausgehe. Im Gegensatz zu Grenzgängerinnen und
Grenzgängern, die immerhin bei der Behörde um eine Bewilligung ersuchen müssten,
kämen entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zudem völlig unkontrolliert
nach einer einfachen Online-Anmeldung in die Schweiz.
Mit Stichentscheid des Präsidenten gab die SPK-SR im November 2016 beiden
Initiativen Folge. Obgleich sie sich bewusst sei, dass die Forderungen des Kantons
Tessin im Lichte des Freizügigkeitsabkommens mit der EU (FZA) problematisch sein
könnten, solle geprüft werden, ob mit der EU bezüglich des systematischen Einholens
von Strafregisterauszügen verhandelt werden könne oder ob die Schweiz bzw. einzelne
Kantone diesbezüglich autonom vorgehen könnten. Die Minderheit lehnte die Initiativen
ab, weil sie das FZA sowie die Beziehungen zur EU und zu Italien verletzten, ohne den
erwünschten Erfolg zu bringen. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 08.11.2016
KARIN FRICK

Mitte Januar 2017 war auch die SPK-NR mit 13 zu 11 Stimmen mehrheitlich der Ansicht,
die Vergabe von Aufenthaltsbewilligungen ohne vorgängige Überprüfung des
Strafregisters der antragsstellenden Person stelle eine potenzielle Gefahr für die
öffentliche Sicherheit in der Schweiz dar. Sie gab damit den beiden Tessiner
Standesinitiativen Folge, die es ermöglichen wollen, systematisch Strafregisterauszüge
von allen zuziehenden EU-Bürgerinnen und -Bürgern einzuholen. Während die
Minderheit zu bedenken gab, eine solche systematische Überprüfung werde vom FZA
ausgeschlossen und belastete dadurch die Beziehungen zu Italien und zur EU,
argumentierte die Mehrheit, das FZA könne und dürfe die Schweiz nicht an der
Wahrung ihrer öffentlichen Sicherheit hindern. 10

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.01.2017
KARIN FRICK

Als sich die SPK-NR im Frühling 2017 mit der Frage beschäftigte, wie die beiden
Tessiner Standesinitiativen zur systematischen Einholung eines Strafregisterauszuges
bei der Beantragung von Aufenthaltsbewilligungen durch EU-Bürgerinnen und -Bürger
umgesetzt werden könnten, kam sie zum Schluss, dass für eine direkte Umsetzung das
Ausländergesetz entsprechend geändert werden müsste. Diese Änderung stünde
jedoch in klarem Widerspruch zum FZA und brächte Rechtsunsicherheit mit sich, da
das Bundesgericht in einem Beschwerdefall wohl den Vorrang des FZA feststellen
müsste. Ausserdem würden dadurch die Beziehungen zur EU belastet. Aus diesen
Gründen zog die Kommission die Möglichkeit in Betracht, das Anliegen der
Standesinitiativen durch den Beitritt der Schweiz zum Informationsaustauschsystem
über Strafverfolgungen der EU (ECRIS) zu erfüllen. Zu diesem Zweck wolle sie den
Bundesrat mittels Postulat beauftragen, die Aufnahme von entsprechenden
Verhandlungen zu prüfen, gab die Kommission in einer Medienmitteilung bekannt. Bis
zum Abschluss dieser Prüfung wurde die Umsetzung der Standesinitiativen sistiert. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.03.2017
KARIN FRICK
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Im Frühling 2019 verlängerte der Nationalrat die Frist für die Ausarbeitung einer Vorlage
zu den beiden Tessiner Standesinitiativen (Kt.Iv. 15.320 und Kt.Iv. 15.321) bezüglich der
systematischen Vorlage des Strafregisterauszugs bei der Beantragung von
Aufenthaltsbewilligungen durch EU-Bürgerinnen und -Bürger um zwei Jahre. Er folgte
damit stillschweigend dem Antrag seiner SPK, die zunächst den Bericht zu ihrem
Postulat abwarten wollte, um über das weitere Vorgehen zu entscheiden. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.03.2019
KARIN FRICK

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Nachdem 1994 und 1995 bei vier Dramen um die Sonnentemplersekte 74 Menschen
ums Leben gekommen waren, darunter auch eine gewisse Anzahl von in Genf ansässigen
Personen, hatte die Genfer Regierung einen Expertenbericht in Auftrag gegeben, um
sich ein Bild über das Ausmass der Gefahr zu machen, die von zweideutigen religiösen
Organisationen ausgeht. Nach Abschluss ihrer Untersuchung schlugen die Experten
nicht weniger als 40 Massnahmen gegen die negativen Einflüsse sektenähnlicher
Organisationen und Gruppierungen vor. Angeregt wurden unter anderem eine
verstärkte Aufklärung über Sekten im allgemeinen sowie eine Verbesserung der
Opferhilfe für Ausstiegswillige. Die Genfer Regierung leitete darauf dem
Kantonsparlament zwei Standesinitiativen zu. Mit der einen Initiative soll ein Artikel ins
Strafgesetzbuch aufgenommen werden, der die "Gehirnwäsche" von Menschen strafbar
machen würde. Das zweite Begehren sieht vor, dass die Gründung und das Bestehen
eines Vereins obligatorisch den Behörden gemeldet werden muss. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.02.1997
MARIANNE BENTELI

Die Rolle des Islam in der Schweiz wurde auch in den Medien stark thematisiert.
Führend waren Debatten über allfällige Kopftuch- und Burkaverbote sowie über die
Zulässigkeit muslimischer Grabstätten. Insbesondere eine parlamentarische Debatte im
Kanton Aargau brachte im Mai gesamtschweizerisch die Gemüter in Wallung. Der Grosse
Rat sprach sich überaus deutlich für einen von den Schweizer Demokraten
eingebrachten Vorschlag aus, eine Standesinitiative für ein schweizweites Burkaverbot
zu lancieren. Diverse Stimmen verurteilten diese Diskussion daraufhin als
Scheindebatte; sie thematisiere an der Lebenswirklichkeit der in der Schweiz lebenden
Mehrheit der Muslime vorbei und sei deshalb kontraproduktiv für deren Integration.
Gegen ein Burkaverbot vereinten sich Frauen der SP, CSP, FDP und der Grünen. Ulrich
Schlüer (svp, ZH), einer der Haupt-Initianten der Minarett-Initiative, äusserte zum
allgemeinen Erstaunen Bedenken gegenüber dem Anliegen. Die zuständige kantonale
Kommission folgerte auf diese und andere Reaktionen, dass das Verbot eines
bestimmten Kleidungsstückes „ausserordentlich willkürlich“ sei und beschloss eine
erweiterte Fassung der Initiative. Mitte September reichte der Kanton Aargau
schliesslich eine Standesinitiative für ein generelles nationales Verhüllungsverbot im
öffentlichen Raum ein. Im Kanton sprachen sich die Fraktionen der SVP, CVP, FDP und
EVP für, und die SP und die Grünen gegen den Vorstoss aus. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.05.2010
MARLÈNE GERBER

Der Ständerat beschäftigte sich im März als Erstrat mit der im Vorjahr vom Kanton
Aargau eingereichten Standesinitiative für ein nationales Verhüllungsverbot im
öffentlichen Raum. Dieses fusst auf einem durch die zuständige Aargauer
Parlamentskommission für Sicherheit abgeänderten Vorstoss der Schweizer
Demokraten für ein schweizweites Burkaverbot, der vom aargauischen Grossen Rat
deutlich angenommen worden war. Während die Mehrheit der SPK-SR die Initiative zur
Ablehnung empfahl, hoffte eine rechtsbürgerliche Kommissionsminderheit vergeblich
auf deren Annahme: Mit 24 zu vier Stimmen gab die Kleine Kammer der Initiative keine
Folge. Die Befürworter der Vorlage bemühten sich hervorzuheben, dass die öffentliche
Sicherheit (auch und gerade vor vermummten Randalierern) im Zentrum ihres Anliegens
stünde. Auf eine Darlegung der primär religions- und gesellschaftspolitisch
begründeten Motivation des Anliegens (Burka-/Niqab- bzw. Verschleierungsverbot im
öffentlichen Raum), wie sie noch auf kantonaler Ebene diskutiert worden war, wurde
verzichtet. Auch die Initiativgegner rangen um eine politisch korrekte Begründung ihres
Standpunkts. Staatspolitisch argumentierend, identifizierten sie die Kantone als
Garanten der öffentlichen Sicherheit und sprachen dem Bund die entsprechende
Kompetenz ab. Der Nationalrat hat das Geschäft noch nicht behandelt. Zum

STANDESINITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
SUZANNE SCHÄR
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Verschleierungsverbot aus Sicht der geltenden Rechtsordnung siehe hier. 15

Mit 87 zu 93 Stimmen beerdigte der Nationalrat eine aargauische Standesinitiative für
ein nationales Verhüllungsverbot im öffentlichen Raum in der Herbstsession 2012 nur
äusserst knapp. Neben den geschlossenen Fraktionen der BDP und der SVP erhielt das
Anliegen auch von einer Grossmehrheit der CVP-Fraktion sowie einem Drittel der
liberalen Fraktion Unterstützung. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.09.2012
MARLÈNE GERBER
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